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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Warſchau, 23. Febr. Das ruſſiſche Truppen⸗Detachement, 
welches gegen Dombrowa geſandt iſt, hat keine Inſurgenten in dem 
Landſtrich zwiſchen Kromolow, Pilica, Wolbrom, Olkusz und den 
Grenzen getroffen. Nach der Niederlage bei Miechow haben die In: 
ſurgenten ſich in einzelne Haufen aufgelöſt; ein Theil iſt nach Galizien 
geflüchtet. Die Regierungsbehörden ſind in dieſen Gegenden wieder 
eingeſetzt. 

Mleroslawski iſt 6 Werſte von Radziejewo (im Gouvernement 
Kaliſch) in der Nähe der preußiſchen Grenze geſchlagen. Seine Corre⸗ 
ſpondenz iſt genommen, er ſelbſt entflohen. 

Lemberg, 23. Febr. Langiewiez befindet ſich noch an der 
Spitze der Inſurgenten in Stadjow und Umgebung. Die Ruſſen 
ſtehen in Stopnica. In der geſtrigen Nacht ſind bei Krakau 56 für 
die Inſurrektion Angeworbene mit 34 Pferden von den Militärpatrouillen 
eingebracht worden. 

Paris, 23. Febr. Die „Patrie“ meldet, daß Drouyn de Lhuys 
eine in ſehr freundſchaftlichem Tone gehaltene, vom 20. d. datirte Note 
in Betreff Polens an den kaiſerlichen Geſandten in Berlin abgeſchickt 
habe. Dieſelbe entwickele den Gedanken, daß die Mitwirkung Preußens 
zur Unterdrückung des Aufſtandes die polniſchen Unterthanen Preußens 
möglicherweiſe dahin bringen konnte, gemeinſchaftliche Sache mit der 
Inſurrection zu machen. 

Die „France“ verſichert, daß Oeſterreich die Neigung zeige, ſich 
der Auffaſſung der polniſchen Frage zu nähern, in der Frankreich und 
England ſich zu vereinigen ſchienen. ; 

Kaſſel, 23. Febr. Die „Heſſiſche Morgenzeitung“ vernimmt, 
daß der Bau der Eiſenbahn von Bebra nach Fulda und Hanau die 
Genehmigung des Kurfürften erhalten habe und auf Staatskoſten aus⸗ 
geführt werden ſolle. 
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Landtags: Verhandlungen. 

16. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (23. Febr.) 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 12% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche v. Bismarck, v. Bodelſchwingh, v. Mühler, und Regierungs⸗Commiſ⸗ 
far Geb. Finanzratb Mölle, Major v. Kirchbach und Reg.⸗Aſſeſſor Hergen⸗ 
hahn, fpäter Graf Eulenburg. 

Der Präſident theilt mit, daß wiederum eine Anzahl von telegraphiſchen 
Zuſtimmungs⸗Adreſſen an das Haus eingegangen ſei. — In der Sitzung 
vom 10. d. M. hatte der Abg. Virchow den Uſus gerügt, der gegenwärtig 

„bei der Correctur der ſtenographiſchen Berichte ſich geltend mache. Das 
. Büreau ift, wie der Präſident mittheilt, darüber in Berathung getreten, G. 
„doch zu der Ueberzeugung gelangt, daß weitere Anordnungen in dieſer Be⸗ 
0 nicht getroffen werden können, ohne zu büreaukratiſch zu werden. 
Das Bureau ſei von der Anſicht ausgegangen, daß man zu den Rednern 
das volle Vertrauen haben müſſe, daß ſie diejenigen Worte, welche ſie ge⸗ 
ſprochen, im ſtenographiſchen Bericht auch ſtehen laſſen werden, namentlich 
ge ſich ein ſpäterer Redner darauf bezogen habe, Das Büreau glaube, 
aß es am beiten ſei, wenn die einzelnen Redner ſich ſelbſt Überwachten. 
Von der Herſtellung ſogenannter Mutter⸗Protokolle ſei das Büreau abge⸗ 
gangen, da dieſelben einen Mehr⸗Aufwand von 300 Thlr. monatlich 7 
derten; dagegen ſoll das Manufcript der ſtenographiſchen Berichte nicht 
mehr in der Druckerei verbleiben, ſondern, als pars aetorum im B 
des Hauſes niedergelegt werden. Das Haus iſt damit einverftanden. 

Es erfolgt die abermalige Abſtimmung über das Amendement Reich⸗ 
bardt, welches in der vorigen Sitzung vom Haufe angenommen worden. 
Es lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: die Erwartung 
auszuſprechen, die königl. Staatsregierung werde bemüht fein, auch in den 
Gemeinde⸗Waldungen, welche unter ihrer Oberaufſicht ſtehen, die Cultur der 

chenſchälwaldungen mit den Gemeinden zu fördern“ 

Es wird in die Tagesordnung eingetreten, die Berathung der Geſetzent⸗ 
würfe über 1) die Erweiterung der Senioren⸗Stiftung für die Inhaber des 
eiſernen Kreuzes vom 3. Aug. 1841, die Erhöhung der Penſionen der aner⸗ 
kannten Militär⸗Invaliden und die Verſtärkung der Unterſtützungsfonds für 
bilfsbebürftige Veteranen aus den —— — von 1813 bis 1815; 2) die 

erforgung der anerkannten Militär⸗Invaliden vom Oberfeuerwerker, Feld⸗ 
webel und Wachtmeiſter abwärts aus den Feldzügen von 1806, 1807 u. 1812. 

Es find mehrere Amendements (v. Vaerſt, v. Seydlitz, v. Patow, v. Bo: 
nin) eingegangen; das Patow sche Amendement enthält überwiegend Faſ⸗ 
ſungsänderungen; Vaerſt will die Nothwendigkeit des Wohnſitzes in Preußen 

eichen; Seydlitz will die Summe in $ 3 von 150,000 Thlr. auf 250,000 
Thlr. erhöhen: Bonin in beiden Geſetzen die ausgeſetzten Beträge vom Iſten 
anuar des laufenden Jahres an zahlen laſſen. 
erdem bat der Abgeordnete Bering das Amendement geſtellt, auch 
den Inhabern des ſogenannten Erbkreuzes vom 1. Januar 1864 den Ehren: 
ſold En bewilligen; ein Amendement des Abg. v. Saucken (Gerdauen) will 
die kalen f des Ehrenſoldes auch für die Inhaber der Erbkreuze ſo⸗ 
. aſſen. ne 
ur General⸗Disku t zuerſt das Wort der Referent Staven⸗ 
dagen: So oft den Ace 7 Veteranen die Rede geweſen, 
habe ſich für dieſelden ſtets die wärmſte Sympathie kund gegeben. So habe 
man auch die allerhöchſte Botſchaft mit Freuden begrüßt, aber der Inhalt 
ſei weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben; die Commiſſion habe ihre 
weitergehenden Wünſche der Regierung anempfoblen, die Regierung ſei dar⸗ 
auf nur ſehr wenig eingegangen. Wenn die Commiſſion trotzdem nun 
ſolche Abänderungen beantragt, mit denen die Regierung ſich einperftanden 
erklärt, fo geſchehe dies, weil man vor allem wünſche, daß das ei er⸗ 
aupt zu Stande käme, und in dieſer Abſicht empfehle er auch unverän I 
end der Commiffions-Unträge, damit nicht das Beſſere zum Feinde 

uten werde. N j 

Abg. Bering: Die Motive für ſein Amendement babe er in den N 15 
des Commiſſionsberichts gefunden, nach denen gar kein Unterſchied ſei zwi Ib 
Ber ſogenannten Erbkreuzen und den Inhabern des eiſernen Kreuzes. 1 

. Ferner 1864 habe er als Anfangstermin beantragt, um dem Einwan 
zu Abg. wn daß über die Ueberſchüſſe für 63 ſchon verfügt ſei. i 
ſchwach v. Saugen (Gerdauen): Er müſſe das Geſetz in jeder Bez Ang 
Email unvollkommen nennen. Die Vertheidiger des Vaterlandes ſeien 
mmtlich Greise. Die Noth, welche ein Theil derſelben gelitten, jet notorisch. 
Man habe endlich gehofft, daß der Staat dieser Noth ein Ende machen werde, 
daß ein Geſeg die lezten Tage der alten Krieger von Elend befreien würde. 
Dem ſei nicht jo. Wie könne man von einem Dank des Vaterlandes ſpre⸗ 
Sen, wenn man einen großen Theil der Veteranen (vie Inhaber von Erb⸗ 
kreuzen) ausſchließt? Die Summe von 150 Thlr. ſei jo gering und würde 
bei dem hohen Alter der betreffenden Veteranen nur noch jo kurze Zeit ge. 
geblt werden müſſen, daß finanzielle Einwände ihm unmöglich ſchienen. Sein 
mendement unterſcheide ſich nur dadurch vom Amendement Bering, daß er 
wünſche, der Ehrenſold ſolle nicht erſt am 1. Januar 1864, fondern ſofort 
eintreten. (Bravo.) - 

Abg. v. Vaerſt: Das Geſetz, welches gegenwärtig zur Berathung vor⸗ 
liege, ſclleze ſich ganz der Stiftungs⸗Urkunde des 3. Auguſt 1841 an. In 
derſelben ſeien diejenigen Inhaber des eiſernen Kreuzes, die im Auslande 
wohnen, vergeſſen worden. Er glaube kaum, daß das Haus eine Berechti⸗ 
ung habe, dieſes Vergeſſen auch ſeinerſeits zu adoptiren, ſondern es müſſe 
ich ſagen, daß die Zeit gekommen ſei, wo auch dieſen der Dank des Vater⸗ 
landes zu Theil werden müſſe, wo auch die im Auslande Wohnenden von 
dieſer Ehrenſold⸗Anerkennung nicht ausgeſchloſſen werden dürfen. Man ſei 
jetzt an dem Schlußpunkte unſeres paterländiſchen Drama's angelangt; denn 
nach dieſer Anerkennung des Vaterlandes werde jenen Veteranen wohl keine 
weitere äußere Ehre zu Theil werden, als die, wenn ihnen durch ein militä⸗ 
riſches Begräbniß die letzte Ehre erwieſen werde. (Bewegung.) Aus die⸗ 
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iu haben, daſſelbe dem Haufe ans Herz zu legen; er glaube, daß es unmög⸗ 
ich ſei, daſſelbe zu verwerfen. Er hoffe, daß auch die Staatsregierung dem⸗ 
ſelben zuſtimmen werde. — Auf zwei Punkte wolle er noch aufmerkſam 
machen. In Betreff der Erbkreuze wolle er nur anführen, daß bei denſelben 
nicht von einem Mangel oder von weniger Verdienſt die Rede fein könne, 
Es ſeien ſehr häufig nur Zufälligkeiten, wegen deren dem Einen das Kreuz 
auf dem Schlachtfelde, dem Andern erſt nach 20 Jahren zugefallen ſei: der 
Letztere habe nicht im Geringſten weniger Verdienſt, als der Erſtere. Wenn 
er z. B. wegen einer tapfern That zum Kreuze vorgeſchlagen, aber, ehe die 
Bewilligung eingetroffen, ſchwer verwundet worden ſei, habe er dann etwa 
weniger Verdienſt, als derjenige, den fein Glück unverwundet vom Schlacht⸗ 
ſelde geführt? Schließlich wolle er als Ritter für die Damen eintreten. Aus 
jener Zeit beſtehe noch die große Stiftung des Louiſenordens; freilich ſei 
das Jubiläum erſt am 3. Auguſt 1864, aber nach ſeinem Gefühle würde 
es angemeſſen ſein, wenn man dieſe beiden Stiftungen zuſammenfaßte und 
den Damen, die damals ſo große Hingebung bewieſen, eine ehrende Aner⸗ 
kennung zu Theil werden ließe, welche fie ſich wohl verdient hätten. (Bravo). 
Abg. v. Bon in (Genthin): Die Freude und Befriedigung über den vor: 
liegenden Geſetzentwurf könne Niemand mehr empfinden, als Diejenigen, 
denen es vergönnt geweſen ſei, an ihrem beſcheidenen Theile in jener großen 
Zeit mitzuwirken; zu dieſen gehöre er. Der König habe den Veteranen, 
welche in dieſem Jahre die Jubelfeier des 3. Febr. begangen, ſeine Gegen⸗ 
wart zu ſchenken geruht; der Ungunſt gegenüber, welche die Behörden den 
Jubelfeſten dieſes Tages entgegengeſtellt, ſei dieſer Akt des Königs, ſowie 
die allerhöchſte Botſchaft vom 21. Januar d. J., welche den 3. Febr. dem 
17. März an Bedeutung gleichgeſtellt, hocherfreulich. Alle, welche jene Zeit 
mit Bewußtſein durchgemacht, würden nicht in Zweifel darüber ſein, daß der 
3. Febr. an der Spitze ſteht und ewig an der Spitze ſtehen wird. (Beifall 
zur Linken) Der Aufruf vom 7. April 1815 ſchon beweſſe das Denen, 
welche aus Unkunde oder weil ſie damals noch zu jung geweſen, zweifelten. 
Die Verzögerung des gegenwärtigen Geſetzentwurfes ſei bei der Privatthä⸗ 
tigkeit, 25 ſich zu Gunſten der Veteranen geltend gemacht, um ſo bekla⸗ 
genswerther. Der Nationaldank, obwohl man mit Einzelnem ſeiner Ver⸗ 
waltung nicht ganz einverſtanden ſein möge, habe in dem einen Jahre 
(1861) 85,000 Thlr. zu dieſem Zwecke verwandt. Mit Dankbarkeit ſei es 
aufzunehmen, daß der König dieſe Schuld durch eine allerh. Botſchaft als 
eine Ehrenſchuld bezeichnet habe. Dieſelbe habe auch auf den Erlaß vom 
7. März 1815 hingewieſen, an deſſen Schluß es heiße: „Meine Sache iſt die 
Meines Volkes“; dieſer Ausſpruch gelte auch für den vorliegenden Geſetz⸗ 
Entwurf. (Bravo.) — Zu feinem Amendement übergehend, bemerkt der 
Redner, daß es zweckmäßig ſei, den Anfangstermin der zu gewährenden 
Unterſtützungen zu fixiren. - 

Abg. Tweſten: Es ſei zunächſt zu prüfen, ob das Haus in der 
Lage ſei, außergewöhnliche Bewilligungen in der gegenwärtigen Zeit ein⸗ 
treten zu laſſen. Es würde dadurch einigermaßen ein Präjudiz gefchaffen. 
Er ſei der Anſicht, daß ſo lange das Budget bewilligt werde, man auch 
andere Bewilligungen nach rein ſachlicher Prüfung eintreten laſſen ſolle. 
Wenn die Staatsregierung auf dem 0 Wege verharre, jo würde 
es freilich auch nothwendig werden, ihr das Budget zu verweigern, da es, 
ein Spott auf die Rechte des Hauſes ſei, Budgets zu berathen, denen keine 
praktiſche Folge gegeben werde (Hört, hört!). Ein zweites Bedenken ſei es, 
vor Feſtſtellung des Budgets andere Ausgaben zu bewilligen. Es ſeien 
indeß für dieſes Jahr Ueberſchüſſe zu erwarten, ſo daß dieſe Ausgaben durch 
dieſelben hinlänglich würden gedeckt werden. Gegen die Amendements er⸗ 
kläre er ſich wegen des Princips, keine Geldbewilligungen über den Antrag 
der Regierung hinaus eintreten zu laſſen, wie das in England ſeit Jahr⸗ 
hunderten geſchäftsordnungsmäßig firirt ſei. Der Finanzminiſter habe er⸗ 
klärt, Mehrverwendungen nicht eintreten zu laſſen; die Amendements ge⸗ 
fährdeten daher nur das Zuſtandekommen des Geſetzes. 

Miniſterpräſident v. Bismarck⸗Schönhauſen: Einer der Herren Vor⸗ 
redner hat ein prinzipielles Gewicht auf die Unterſcheidung der beiden Da⸗ 
ten vom 3. Februar und 17. März gelegt. Die königl. Regierung iſt weit 
entfernt, daraus in dieſer Sache, in der ſie mit dem Hauſe einig iſt, ein 
Moment der Polemik herleiten zu wollen; ich ergreife nur das Wort, um 
die Gründe zu entwickeln, welche die Staatsregierung zur Wahl des 17. März 
geleitet haben. Man hätte die Feier eben ſo gut an einem andern Tage 
begehen können. Es war indeſſen nicht ausſchließlich eine vergleichende Er⸗ 
wägung der hiſtoriſchen Wichtigkeit des Datums, welche den Ausſchlag gege⸗ 
ben hat; die Verwaltung brauchte Zeit zur Vorbereitung, und die Zeit war 
ein entſcheidendes Motiv. Weit entfernt iſt die Regierung, diejenigen Ge⸗ 
fühle in den Schatten ſtellen zu wollen, welche ſich an den 3. Februar knü⸗ 
pfen; der 3. Februar iſt überall, und namentlich hier in Berlin durch Auf⸗ 
züge ꝛc. gefeiert, und die Anführung, daß die Behörden der Feier einen Wi⸗ 
derſtand entgegengeſetzt haben, unbegründet. (Widerſpruch.) Der 17. März 
aber iſt der Gedenktag des Aufrußs: „An mein Volk“, der Stiftung des 
eiſernen Kreuzes und der Stiftung der Landwehr. In dieſen drei Dingen 
ſcheint der entſcheidende Moment zu liegen. Ich weiß nicht, ob der Abg. 
v. Bonin mißverſtanden iſt; er ging von der Auffaſſung aus, als ob der 
Gedenktag des Aufrufs der 3. Februar ſei. Das iſt nicht der Fall. Der 
3. Februar iſt der Gedenktag des von dem Miniſter v. Hardenberg allein 
un’erzeichneten Aufrufs zur Bildung der freiwilligen Jäger⸗Detaſchements. 
Am 17, März erfolgte der Aufruf des Königs, und dieſer und die Schöpfung 
der Landwehr eniſchieden für den 17. März. 0 

bg. v. Seydlitz: Sein Antrag bezwecke, den in der königl. Botſchaft 
ausgeſprochenen Abſichten wirklich Folge zu geben. Er glaube damit keine 
übertriebenen Anforderungen zu machen. r glaube aber auch nicht das 
Zustandekommen des Geſetzes zu gefährden. Die Commiſſion babe die Cate ⸗ 
gorien der Hilfsbedürftigen erweitert, fie babe aber keine beſtimmte Summe 
angegeben, um welche fie die Dotation erhöhen wolle. Damit gäbe fie gar 
keine beſtimmte Summe an und bleibe alſo ſelbſt hinter der Regierung zu: 
rück. Es ſeien conſtitutionelle Bedenken gegen ſeinen Antrag erhoben wor⸗ 
den, Im Verhältniß zu dem Gegenſtand, um den es ſich hier handle, er⸗ 
ſcheine ihm dieſer Zweifel gering. In Erſtaunen habe ihn geſetzt, daß gerade 
die Regierung dies Bedenken erhoben, die doch ſonſt gerade nicht ſe ſehr 
conftitutionell ſei. Wenn die Regierung die Dotation deshalb fo gering an⸗ 
geſetzt habe, daß ſie faſt einem Almoſen gleich käme, weil ſie die Neigung 
dieſes Hauſes zu Erſparungen berückſichtigen wolle, ſo könne er verſichern, 
daß das Haus gerade dieſe Sache am allerwenigſten zu Erſparniſſen geeignet 
balte. Der letzte Etat weiſe außerdem ja Ueberſchüſſe nach, für nichts wür⸗ 
den dieſe würdiger angewandt, als für die Veteranen. Wenn man einwende 
durch ſeinen Antrag würde das ganze Geſetz gefährdet, ſo könne man damit 
doch nur meinen, daß der Einſpruch des Herrenhauſes oder das Veto der 
Krone dies veranlaſſen würden. Daß dies geſchehen würde, glaube er nicht. 
Abg. Dr. v. Waldeck: Je trauriger die politiſche Lage der Gegenwart 
ſei, um ſo wichtiger ſcheine es ihm, das Verdienſt hervorzuheben, das in ſo 
einfacher Größe aus jener Zeit ſich erhebe. Er wolle nur einen Punkt dem 
Auslande gegenüber 1 wieſo Preußen in der glorreichen Zeit, die 
jetzt gefeiert werden ſoll, geſiegt habe. Grade durch die Landwehr ſei der 
Sieg gewonnen worden, welche ein Volksheer geweſen. (Beifall) Sehr 
jchmerzlich ſei es, daß man grade jetzt die Jubelfeier pe begehen habe, wo 
jenes glorreiche Inſtitut vernichtet ſel. — Auf den Streit wegen des 17. März 
und 3. Febr. lege er kein Gewicht; gerade der 17. März ſei ihm wichtig, 
weil die Stiftung der Landwehr auf ihn falle. Der Miniſterpräſident ſage, 
es würde zwiſchen jenen Tagen auch gar kein Unterfchied gemacht. Aber 
Thatſachen lägen doch vor, daß die Landwehroſſiziere, 5 ſich an der 
Feier des 3. Febr. betheiligt hätten, zur Verantwortung gezogen wären. 
(Hört!) Dies ſei um fo ſchlimmer, als es gerade im Kreiſe Hagen, der fo 
reich an den ruhmvollen Erinnerungen der weſtfäl. Landwehrregimenter ſei, 
95 ehen wäre. Auch die Abgeordneten ſeien Kämpfer, denen eine ſchwere 
ufgabe obläge. Am 22. Mal 1815 fei jene Repräſentativ⸗Verfaſſung ver⸗ 
heißen worden, die einen Monat ipäter bei Ligny und Waterloo bezahlt wor⸗ 
den ſei. Jene Repräſentativ⸗Verfaſſung habe mindeſtens die Budgetbewilli⸗ 
gung enthalten. Jetzt werde die Budgetbewilligung dem Hauſe genommen, 
erade jo wie dem Lande die Landwehr genommen ſei. Der Reſt dieſer 
Peg die Errungenſchaſten jener Zeiten müßten gewahrt werden. 
enn dies von der Regierung nicht anerkannt werde, wenn fortwährend die 
Ausgaben doch Ama würden, die vom Haufe geſtrichen wären, dann frage 
ſich allerdings, ob man außerordentliche Ausgaben bewilligen dürfe. Dieier 
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einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſchelnt. 


Dinstag, den 24. Februar 1863. 


ſen Gründen habe er ſein Amendement geſtellt, und er glaube nicht nöthig! Zweifel ſei auch in der Commiſſion erhoben worden. Der Art, wie der Be 


richt ihn hebe, könne er nicht beitreten. Aber es handle ſich um eine alte 

Ehrenſchuld; die Anerkennung derſelben ſei keine extraordinäre Bewilligung. 

a” Dielen Grunde habe er auch keinen Einwand gegen das Amendement 
eydlitz. 

Abg. Gneiſt: Er erkläre ſich gegen alle Amendements auf Erhöhung der 
beantragten Dotation, in Betreff deren er im Uebrigen nur das unterſchrei⸗ 
ben könne, was Herr v. Seydlitz geſagt habe. Es handle ſich um Wahrung 
eines Grundſatzes, der allein die Steuerzahler vor ſchwerer Ueberbürdung 
ſchützen könne. Gerade wenn eine Ehrenſchuld vorliege, dürſe man dieſen 
Grundſatz nicht überſchreiten. Bei uns beruhe dieſer Grundſatz verfaſſungs⸗ 
mäßig auf dem Prinzip, daß kein Factor der Geſetzgebung über den andern 
hinaus dürfe. Gerade in dieſem Augenblick der eigenthümlichſten Auslegung 
unſerer Budgetverhältniſſe ſei derſelbe zu wahren. Gehe man doch jo weit, 
zu fragen, warum denn die Beamten trotz des mangelnden Budgets ihr Ge⸗ 
halt bezögen. Solchem „Dilettantismus“ gegenüber genüge es, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Beamten an dem Tage, wo das Gehalt ihnen verweigert 
würde, an die Gerichte gehen und dieſe den Staat auf Zahlung des Ge⸗ 
haltes ohne Weiteres condemniren würden. Solchen „Verdrehungen“ gegen⸗ 
über dürfe man auch bei Ehrenſchulden gerade von jenem Grundſatz nicht 
abweichen. Das Monument ſei nach 50 Jahren allerdings etwas klein ge⸗ 
rathen. Dafür ſei aber die Staatsregierung verantwortlich, nicht das Haus; 
warum ſolle es dieſe Verantwortlichkeit auf ſich nehmen? Man möge Reſo⸗ 
lutionen ſtellen, ohne Nennung von Summen, aber nicht beſtimmte Beträge 
bezeichnen. Solche Anträge auf eine Reſolution könne man jederzeit ſtellen; 
es handle ſich heut nicht um das letzte Monument für die Freiheitskämpfer. 
Die nächſten Jahre würden dazu Gelegenheit bieten, denen er dies eher gönne, 
als den gegenwärtigen Verhältniſſen. — Wenn alſo die Regierung der Er⸗ 
böhung widerſpreche, ſo bitte er, nicht darauf zu beſtehen, nicht von jener 
Grundregel abzuweichen, nicht von der conſequent eingehaltenen Stellung 
bei der Budgetberathung abzuweichen. (Beifall.) 

Abg. Harkort: (Der Redner iſt durchaus unverſtändlich.) 
die Aeußerung des Miniſterpräſidenten, daß kein Unterſchied zwiſchen dem 
3. Febr. und 17. März gemacht werde, mit Genugthuung vernommen. Er 
wiſſe aber dann nicht, wie der Vorſtand des Nationaldankes ſich „erdreiſten“ 
konnte, gegen dieſe Feier aufzutreten (Beifall). Er wünſche, daß die frei⸗ 
willige Unterſtützung der Veteranen ſich felbitftändig in den Kreiſen und Ger 
meinden organiſire, wobei man der Gefahr entgehe, daß die Unterſtützung 
nicht im Sinne der Wohlthätigkeit, ſondern nach Maßgabe von politiſchen 
Anſichten erfolge. g 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Der Geſetzentwurf hat nicht etwas 
Neues feſtſtellen wollen; er hat geglaubt, nur diejenigen Kategorien in das 
Auge faſſen zu dürfen, welche die Stiftungsurkunde genannt hat. Wenn 
einer der Vorredner geſagt bat, daß der Erbberechtigten in der Stiftung 
nicht gedacht ſei, ſo iſt das unrichtig, es iſt ihrer wohl gedacht. Wenn von 
einer Seite gewünſcht wird, daß die Erbberechtigten den Ehrenſold ſofort 
beziehen möchten, jo würde dieſer Antrag eine Mehrausgabe von 77—7 
Thaler bedingen. Es wird anerkannt, daß die Erbberechtigten ſich ebenfalls 
hochverdient gemacht haben um das Vaterland, aber es muß darauf zutüd- 
gegangen werden, daß die Stiftungsurkunde den Unterſchied feſtſtellt. ac 
exiſtiren noch 15 bis 1,600 ſolcher Erbberechtigter, für die zwar nicht ſofort, 
bitte deßhalb 


aber indirekt außerordentliche Fürſorge getroffen iſt. Ich 
kann ſich nur 


auf die Amendements nichts einzugehen. Die Regierun 
freuen, wenn ihr Vorſchlag ſo einſtimmige Annahme im 
fie kann ſich darüber nicht beklagen, daß das Amendemenk von Seydlitz die 
Bewilligung einer höheren Summe wünſcht - 


Aber die Regierung hat bei jedem Vorſchlage nicht allein auf den Zweck 
zu ſehen, ſondern ſie muß die same Lage der Finanzen in's Auge faſſen 
(Hört! Hört!), und wenn nicht allen Wünjchen Rechnung getragen wird, fo 
kann der Regierung darüber kein Vorwurf gemacht werden. Bei dem Seyd⸗ 
litz'ſchen Amendement handelt es ſich um eine Kategorie von Freiheitskämpfern, 
die einen Anſpruch auf die Hilfe des Staats nicht haben. Dieſen Kämpfern 
ſind ſeit mehreren Jahren 50,000 Thaler 5 Daß damit nicht Überall 
Abhilfe geſchaffen werden konnte, läßt ſich nicht beſtreiten, und wenn ich bitte, 
nicht über den Regierungs⸗Vorſchlag hinauszugehen, jo wird dieſe Bitte da⸗ 
durch unterſtützt, daß für dieſe Kämpfer vielfach in Familien und in den 
Kreiſen etwas geſchieht. Sollte die Regierung zu der Ueberzeugung kommen, 
daß eine Erhöhung der Summe Ba und ausführbar wäre, 0 wird ſie 
ihre Anträge machen. Deshalb bitte ich um Ablehnung des ken Ich 
würde übrigens bedauern, wenn das Haus den Grundſatz, nicht über den 
Antrag e e e würde; ich würde es bedauern von meinem 
Standpunkte aus, noch mehr aber vom Standpunkte des Hauſes. Gegen den 
Antrag des Abg. v. Patow, der wohl nur eine Faſſungsänderung enthält, 
würde die Regierung nichts zu erinnern haben. Im Uebrigen empfehle ich 
die Annahme der rege j 

Frhr. v. Seydlitz zieht nach dieſer Erklärung des Finanzminiſters fein 
Amendement zurück und kringt eine Reſolution ein, dahin gehend, die königl. 
Staats⸗Regierung aufzufordern, bei Regulirung des Budgets pro 1864 die 
Unterſtützungsſumme für die Veteranen um 100,000 Thlr. zu erhöhen. 

Abg. Kerſt nimmt das zurückgezogene Amendement wieder auf. 

Abg. v. Vincke (Olbendorf) bemerkt, daß der Miniſter ſich über das 
Amendemeut Vaerſt nicht ausgeſprochen habe. . 

Der Finanzminiſter erklärt, er ſei mit dieſem Amendement nicht ein⸗ 
verſtanden; es handle ſich um eine Differenz, mit der man es nicht ſo leicht 
nehmen könne. 5 i 8 

Abg. v. Bonin (Genthin) rectificirt den Miniſterpräſidenten, daß die 
Urkunde über die Stiftung des eiſernen Kreuzes nicht vom 17., ſondern vom 
10, März 1813 fei, 755 4 g 

Referent Abg. Stavenhagen reſumirt, nachdem die Generaldiskuſſion 
geſchloſſen, die Debatte und befürwortet die Commiſſionsanträge. Er wies 
derholt, daß, wie auch die Erweiterungsanträge ihm persönlich zuſagten, er 
ſie doch in Betreff des Zuſtandekommens des Geſetzes bekämpfen müſſe. 

Das Haus ſchreitet zur ge und Abſtimmung: Die Einleis 
tung des Geſetzes wird ohne Diskuſſion nach dem Commiſſionsvorſchlage 
genehmigt. Zu $ 1 bat Abg. Dr. Virchow zu dem Amendement Vaerſt 
beantragt, am Schluß des § 1 einzuſchalten: „und unter Aufhebung der 
Beſtimmung derſelben in Beziehung auf den bleibenden Wobnſitz im Inlande.“ 

„Nachdem noch der Abgeordnete Dr. Virchow feinen Zuſatzantrag moti⸗ 
virt, erklärt ih der Finanzminiſter Namens der Staatsreg. mit dem 
Vaerſt einverſtanden) jedoch gegen den Virchow 'ſchen Zuſatz, da durch denſel⸗ 
ben eine ausdrückliche Abänderung der Stiftungsurkunde von 1815 bedingt 
ſei, während der Zweck des Antragſtellers auch durch das Amend. Vaerſt er⸗ 
reicht fein würde. — Der Referent Stavenhagen rechtfertigt das Vaerſtſche 
Amend. beſonders mit dem Hinblick auf diejenigen Ordens⸗Inhaber, welche 
bei der Abtretung Oſtfrieslands an Hannover den Wohnſiß dort behalten 
haben, Abg. Virchow zieht fein Unteramend. zurück, Der § 1 wird darauf 


in der Weiſe angenommen, daß nach dem Bärjlicen Vorſchlage die im Aus⸗ 


lande wohnenden Inhaber den im Inlande lebenden gleichgeſtellt, daß nach 
dem Bonin'ſchen Vorſchlage der 1. Januar 1863 als Aufangstermin der Aus⸗ 
1 7555 feſtgeſetzt, und daß die Amend. Bering und Saucken wegen Gleich⸗ 
tellung der Inhaber von Erbkreuzen abgelehnt werden. § 2 (Invalidenpen⸗ 
ſion) wird ohne Diskuſſton mit dem Amend. v. Bonin (Anfangstermin I, Jan. 
d. J.) angenommen. Bei $ 3 rechtfertigt Abg. v. Patow die von ihm vor⸗ 
geſchlagene „Faſſungsänderung.“ Abg. v. Beughem beſtreitet, daß das 95 
kowſche Amend. eine bloße Faſſungsänderung ſei. Daſſelbe ſetze an Stelle 
der Worte „befreundete Armee” den Ausdruck „verbündete Armee,“ Es 
ſchließe ferner diejenigen Hilfsbedürftigen aus, die nicht ihren bleibenden 
Wohnſitz im Inlande Daben, beides ſei nicht zu rechtfertigen. Event. bringt 
er zu dieſem Amend. ein Unteramend ein, wonach an Stelle der Worte: 
„ihren bleibenden Wohnſitz im Inlande haben“ zu ſetzen: „preußiſche Staats⸗ 
bürger ſind.“ 

Abg. Hagen gegen das 
indem es auf die etätsmäßigen Fonds derweiſe. Das Budget werde von 
Jahr zu Jahr feſtgeſetzt, es gebe daher keine zu dieſem Zweck dauernd ber 
ſtimmte eiatsmäßige Fonds. 

Abg. v. Pato w replicirt hiergegen. 

Abg. v. Vincke (Olbendorf): Die Faſſung der Commiſſion ſei unan⸗ 
nehmbar, weil danach allen Ausländern, die in einem befreundeten Heere 
gedient haben, Anſprüche zuſtehen würden. 


Er babe 


auſe 2 und 


mend. 


das ae Amendement, welches incorrect ſei, 5 


3. 


n 


n 


Der Referent hält dieſen Punkt für ſehr unbedenklich. „Wenn wir 


Ir weiter keine Sorgen hätten, könnten wir uns ruhig Ihlafen legen.“ Er bes 
* 2 wen Fantre der Commiſſion. Das Patowſche Amendement mit 
dem Beughemſchen Unteramendement wird verworfen; ebenſo das Amen⸗ 
dement p. Plus det (Erhebung von 150,000 auf 250,000 Thlr.) und 
darauf der § nach dem Commiſſions⸗Vorſchlage angenommen; ebenſo der 


§ 4 und der Geſetzentwurf im Ganzen, letzteres einſtimmig. 

5 Darauf wird der Geſetzentwurf, betreffend die Verſorgung der anerkann⸗ 
ten Militär ⸗ Invaliden aus den Jahren 1806 und 1807 und 1812 ohne 
Discuſſion mit dem Boninſchen Amendement, Anfangstermin 1. Jan. d. J. 


angenommen. : j 
auf kommt die Seydlitzſche Reſolution zur Abſtimmung. Zu derſel⸗ 
en iſt ein Amendement vom Abg. Parriſius (Brandenburg) eingegangen, 

den Betrag der beantragten Erhöhung wegzulaſſen. Far 
achdem Abg. v. Seydlitz ſich hiermit einverſtanden erklärt, wird bie 
Reſolution in der Foſſung Parriſius ohne Siakulfion mit großer Majorität 
angenommen. Einige Petitionen von Invaliden um Gewährung von Un⸗ 
83 terſtützungen werden nach den Anträgen der Commiſſion theils vurch Tages, 
Ordnung, theils durch Uleberweiſung zur Berückſichtigung erledigt. 
Der Präſident will die nächſte Sizung auf Donnerſtag 10 Uhr zur 
‚Erledigung der polnſſchen Frage anſezen; Abg. v. Hoverbeck wünſcht Milt⸗ 
och, da der Commiſſionsbericht bereits geſtern Mittag ausgetheilt worden. 
8 Abg. v. Vincke⸗Stargardt widerſpricht, da der Bericht eiſt Nachmittags 
2 ip. Abends einzelnen Mitgliedern zugegangen ſei. In dieſer Frage von 
5 opälſcher Wichligkelt liege kein Grund vor, von der Geſchäftsordnung ab: 
ꝛzgujnpmeichen, „und ich mache es durch meinen Widerſpruch unmöglich.“ Abg. 
i ; 5 „So conſtatire ich, von welcher Seite der Widerſpruch 


= a hluß der Sitzung 4 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 10 Uhr. 
a verdient bemerkt zu werden, 


5 1 daß von den Rednern des Hauſes, 
welche heute in der Debatte über die Veteranengeſetze ſprechen, fünf das 


ene Kreuz trugen: v. Bonin, Harkort, v. Seydliß, v. Vaerſt und der 


35 A Steben agen. f 
| Frankreich. 


Be Paris, 20. Febr. [Die Börſe und die Polenfrage.] Es ift 
1 komiſch, und kaum werden Sie es glauben wollen, daß die kleine Panique, 
1 die Ihnen der Telegraph von unſerer Börſe gemeldet hat, nicht allein aus 
g den Gerüchten von einer diplomatiſchen Intervention Frankreichs in der 
2 polniſchen Frage entſprungen iſt. Ihr vornehmſtes Fundament war eine 
2 Emeute in Berlin. Eine Emeute in Berlin! Lachen curirt zuweilen, in 

0 Bieſem Falle aber würde der ſchlechteſte Arzt ein anderes Recept verſchreihen. 
Man erzählte ſich an der Börſe und wo ſonſt das Unglaubliche Glauben 
Nr findet, das preußiſche Parlament, des langen Haders müde, babe mit der 
: egierung Frieden geſchloſſen, die Armee werde auf den Kriegsfuß gebracht, 
=; und das Volk widerſetzte ſich nun gegen die Einigkeit von Thron und Bar: 
> lament. Mehr auf einmal kann nicht verlangt werden. Ich wette zehn 


gegen eins, daß, wenn der Kaſſer in der polniſchen Frage nicht einen will⸗ W 


Aommnen Anlaß zu einer Action findet und zu dieſem 

e Meinung gehörig heizen läßt, die Pariſer die polniſche 

‚bernben gaffen Schon daß ſie allein der Börſe nicht mehr als Beweggrund 

der Baiſſe genügt, und daß ſie eine Emeute in Berlin zu Hilfe ruft, beweiſt, 

| daß die Polenſache nicht von ſtärkſter Wirkung iſt. Proudhon ſagt eben fo 

wahr als bitter: „Polen hat weder Credit mobilier noch Credit foncier zu 
vergeben, halten wir uns damit nicht auf.“ 


Grof brit aunien. 
ebr. 
20. Febr.] Nerban Sit ung. 


weck die öffentliche 
6 bald auf ſich 


| ung ji 17 in dieſer Hinſicht irgend welche Auskunft geben will, jo wird 
' Dh enn r Euren 
werden. 


uſſen 
Bruſt gl am tege \ 
10 ee Beleidigung gegen die Miniſter des Kabinets ſchuldig 


2 i, an ſeinem Verfahren irgend etwas auszuſetzen haben. Was 
Be: POLEN 


e a 
ie Jahrestages des königl. Aufrufes zu den Waffen aufforderte, jenes 


2 5 10 Mylords, es war nicht der Aufruf des Königs allein, welcher fo auf 
das Volk wirkte. Nein, die Bewegung im Volke entſprang einem Gefühle 
imingliber Erbitterun 


ü — über die ihm von den Franzoſen angethane 
8 5 S 


Die Preußen erhoben ſich, um die Ehre ihres Landes einzulöſen; 


1 erhoben ſich, um für ſich die Stellung und die Rechte eines unabhän⸗ 
x erg zu fordern. Und kann wohl irgend ein Herrſcher, ſo mittelalter⸗ 
> ich auch feine ehe von der Regierung ſein mögen, erwarten, daß dieſe⸗ 
8 nigen, welche 1 das preußiſche Heer repräſentiren, ſich nach der polni⸗ 
5 ſchen Grenze ſchichen laſſen werden, um jedes Princip und jedes Gefühl zu 


Europa einnahmen? Daß Preußen eine Nation iſt, daß ſein 
unt 1 8 Europas geachtet wird, alles, was es an Ehre 
j ind Unabh ngigkeitbeſitzt,erdanktesdemUmſtande, daßesganz 
nach denſelben Grundſätzen gehandelt hatund ganzvondenſelben 
15 Gefühlen deſeeltwordeniſt, welche esſetzt, wie ſchfürchte, an der 
1 poln.“ a angreifen ſoll. (Hört, bört!) Mylords, das kann 
nicht ſein. Es iſt gegen die Natur, es EN gegen die Gefühle der Nationen 
und Heere, und wenn der König von Preußen zu all den verſchledenen 
unplungen, die fein Volk [fo aufgeregt haben — hier wird der conſervative 


2 
5 = in feinen Ausdrücken und Befürchtungen für uns zu ſtark]. Ich habe 


255 ich, einen fo furchtbaren Anblick uns auch ver Zustand der 
e jeſer ſchreckliche Keieg gewährt, in welchem man au 
nein Polen und dleſ i aan abſchlachtet, und 1 


Sei 
1 uch immer das Unglück fein mag, 


nens (K. ttet mir nicht, den Bericht unſeres 
eine Pflicht geſta Anſicht bin, daß die Vorle⸗ 


2 ; i 3 Conſuls im höchſten Grade er⸗ 
1 Berichte die Stellung unſere uns A t een 
n " 


ang der Dinge in Polen zu beſchreiben, ohne auf heftige Oppoſi⸗ 


Notiz Platz finden. In einem öffentlichen Lokale wurde geſtern der 


zu Ende geleſen war, erhoben ſie ſich von ihren Plätzen, traten an 
Sie uns auf das Wohl des 


möge. — Auch ein Zeichen 


: Ne ee 3 


— — 


In einer Unterredung mit dem ruſſiſchen Botſchafter und in einem Schrei⸗ 


ben an den Botſchafter Ihrer Maſeſtät konnte ich nicht umhin, die Anſicht 
auszuſprechen, daß es der verkehrteſte und ungerechteſte titt ſei, den 
die ruſſiſche Regierung hätte thun können. Was die zweite Frage 
angeht, ſo habe ich ſowohl mit dem ruſſiſchen, wie mit dem preußi⸗ 
ſchen Botſchafter Unterredungen über den Gegenſtand gehabt, aber fie 
haben mir keine Abſchrift der Convention gegeben, ja, mir mitgetheilt, daß 
ße ſelbſt keine hätten. Doch ſetzten fie mich von dem allgemeinen Inhalte 
der Convention in Kenntniß. Der ruſſiſche Botſchafter ſagte mir heute, 
die Convention habe von Seiten Preußens nicht den Zweck, den Aufſtand 
in Polen zu unterdrücken; doch hörte ich von ihm ſo wie von dem preußi⸗ 
ſchen Botſchafter, die Convention beſtimme, daß Preußen, anſtatt 
vollkommen neutral zu bleiben — in welchem Falle ruſſiſche Solda⸗ 
ten, wenn ſie entweder auf der Flucht vor den Aufſtändiſchen oder bei deren 
Verfolgung preußiſches Gebiet beträten, hätten entwaffnet werden und, jo 
lange fie th auf preußiſchem Boden befänden, unbewaffnet bleiben müſſen — 
den ruſſiſchen Soldaten, die auf preußiſchen Boden flüchteten, 
geſtatte, ihre Waffen zu behalten, und den ruſſiſchen Solda⸗ 
ten, welche polniſche Inſurgenten verfolgten, die Verfolgung 
und Gefangenneh mung auf preußiſchem Gebiet erlaube. Wie 
ich ferner gehört habe, iſt die Verpflichtung gegenſeitig, fo daß, wenn ein 
Aufſtand in den polniſchen Provinzen Preußens ausbrechen ſollte, die preuß. 
Soldaten die Inſurgenten nach dem ruſſiſchen Polen verfolgen und ſie dort 
gefangen nehmen dürfen. Das find, wie ich durch mündliche Mittheilung ver: 
nommen habe, die zwiſchen Preußen und Rußland eingegangenen Verbindlichkei⸗ 
ten. Was Oeſterteich angeht, jo bat der öſterreichiſche Botſchafter mir eine 
Depeſche vorgeleſen, welche die Politik der öſterreichiſchen Regierung darlegt, 
ch kann Euren Herrlichkeiten nur einen nen Umriß derſelben geben. 
Die öſterreichiſche Regierung erklärt, fie werde in Bezug auf den polniſchen 
Aufſtand keine Partei ergreifen, jedoch ihren Verbindlichkeiten Rußland ges 
genüber gewiſſenhaſt nachkommen. Sie werde keine Waffen und Munition 
über die Grenze laſſen, noch bewaffneten Inſurgenten geſtatten, von Oeſter⸗ 
reich aus die ruſſiſchen Provinzen Polens anzugreifen. Darüber hinaus 
aber ergreift die öſterreichiſche Regierung keine derartigen Maßkegeln, 
wie die vorhin in dem anderen Fall erwähnten. Die öſtekreichiſche Regie⸗ 
rung hat im Namen des Kaiſers erklärt, es ſei ſein Wunſch, daß ſeine ga⸗ 
liziſchen Unterthanen fh der Rechte, die fie gegenwärtig beſitzen, erfreuten, 
und daß ſie die dort bei Ausbruch des Aufſtandes ftebenden Truppen durch leine wei: 
tern Truppenſendungen veritärken, ſondern ſich ganz auf die Treue des 
Volkes verlaſſen will, (Lauter Beifall.) Ich konnte nicht umhin, dem 
preuß. Botſchafter zu bemerken, indem die preuß. Regierungüber⸗ 
haupt Antheil an der Unterdrückung des Aufſtandes nehme, 
ſie ſich gleichſam hinterher für die ergriffenen Confcriptionss 
Maßregeln verantwortlich mache. (Lauter Beifall.) Jetzt habe ich 
Euren Herrlichkeiten alle Einzelheiten mitgetheilt, die ich gegenwärtig mit⸗ 
theilen kann. Was aber zu ertheilende Rathſchläge anbelangt, fo iſt das 
nothwendigerweiſe ein Gegenſtand, welcher die reiflichſte ne erheiſcht. 
ir wiſſen nicht, ob die Bewegung nicht vielleicht ein bloßer Schritt der 
Verzweiflung iſt, gegen den ſich durch den Einfluß des Eigenthums mit Er⸗ 
folg etwas ausrichten läßt, oder ob ſie nicht andererſeits weiter um ſich 
greifen und eine nationale Bewegung werden wird. Unter dieſen Umſtän⸗ 
den muß ich es ablehnen, die von dem edlen Earl erwähnten Papiere gegen⸗ 
wärtig vorzulegen. R 
Der Earl v. Malmesbury: Ich habe nicht genau verſtanden, ob In⸗ 
ſurgenten, welche auf preuß. Gebiet flüchten, ohne verfolgt zu werden, don 
der preuß. Regierung den Ruſſen ausgeliefert werden ſollen. Ich kann mich 
nicht wieder auf meinen Platz niederſetzen, ohne mein aufrichtiges Bedauern 
über die Haltung der preußiſchen Regierung auszudrücken. Carl Ruſſell: 
Ich habe nicht gehört, daß die Convention einen Artikel oder eine Beſtim⸗ 
mung in Bezug auf unbewaffnete Flüchtlinge enthält. 2 
[Unterhaus⸗Sitzung.] Eine Frage Ewart's über die preußiſch⸗ruſ⸗ 
ſiſche Convention beantwortet Lord Palmerſton dahin, daß er ſagt, ſeines 
Wiſſens beſtimme die Convention, daß es den Ruſſen geſtattet ſein ſolle, In⸗ 
ſurgenten auf preußiſches Gebiet zu verfolgen, und umgekehrt, und daß nöthigen⸗ 
falls der eine Theil dem anderen ſeine Eiſenbahnen zur Verfügung ſtellen ſolle, 
(that railway accomodation shall be aſtorded in case of need), Es glaube 
nicht, daß die Uebereinkunft eine gegenſejtige Cooperation mit ee 
in ſich ſchließe. Auf eine andere Frage erwidert er, die engliſche Regierung 
habe im Jahre 1856 zu der Zeit, wo Lord Clarendon auf dem pariſer Con⸗ 


Da⸗ 55 thätig war, nur eine Depeſche Lord Clarendon's erhalten, und der 


orlegung derſelben ſtehe nichts im Wege. 


But armer ren 


Unruben in Polen. : 

Krakau, 22. Febr. Dem „Czas“ zufolge flieht Langlewiez in 
Rakow; die Ruſſen mehr gegen die öſterr. Grenze in Stobnicg. 
Olkuſz iſt von den Inſurgenten verlaſſen, und von Ruſſen beſetzt, 
welche aus Czenſtochau kamen. Die warſchauer Poſt iſt nicht ange⸗ 
kommen; die Eiſenbahnverbindung ſoll unterbrochen fein, was die Ge⸗ 
rüchte von Gefechten bei Petrikau oder Radomſk zu beſtätigen ſcheint. 

Poſen, 23. Febr. [Fremde Militärs.] Sonnabend Abends 
langte hier ein ruſſiſcher Oberſt mit feinem Adjutanten an und 
nahm ſein Logis in Mylius Hotel, wo bekanntlich auch General 
v. Werder logirt. Es hängt die Ankunft der beiden Herren mit 
der preußiſch⸗ruſſiſchen Konvention zuſammen, und ſollen, wie 
wir hören, nach Königsberg und Breslau gleichfalls ruſſiſche 
Militärbevollmächtigte hingeſandt ſein. Als der ruſſiſche Oberſt geſtern 


„auf der Parade und den Straßen erſchien, fand ſich eine große Menge 


Neugieriger im Gefolge ein. ‘ 

Der kulmer „Nadwislanin“  beftätigt, daß Mieroslamsti bei 
den Aufſtändiſchen angekommen ſei, und giebt ſogar ganz genau die 
Zeit an, wo er die polniſche Grenze überſchritt, am 17. d. M. 6 Uhr 
Morgens. Er wurde, wie das Blatt aus völlig glaubwürdiger Quelle 
gehört haben will, von einer ihm ſeltens der Nationalregierung zu ſeiner 
Begrüßung entgegengeſandten Abtheilung bewaffneter Inſurgenten freu⸗ 
dig empfangen. (Poſ. 3.) 

Breslau, 24. Febr. Nach den neueſten Nachrichten von der 
polniſchen Grenze if der Verkehr zwiſchen der preußiſchen 
Grenze und dem Königreich Polen auf der Eiſenbahn ganz un⸗ 


terbrochen. Man erzählt ih) auch, daß es bereits zu einem Zuſam⸗ 74 


menſtoß zwiſchen den Ruſſen und Inſurgenten bei Czen⸗ 
ſtochau gekommen ſei, und erſtere eine tüchtige Schlappe erlitten 
hätten. Faktiſch if, daß der geſtrige Zug aus Warſchau den Anſchluß 
an den Myslowitzer⸗Breslauer Zug nicht erreicht hat und die polniſche 
Poſt nicht mitgekommen iſt. Auch beute hat der um 7 Uhr hier an: 
gekommene Güterzug aus Myslowitz die polniſche Poſt nicht mitgebracht, 
wie dies ſonſt bei kleineren Unterbrechungen des Bahnverkehrs immer 
der Fall zu ſein pflegte, ein Beweis, daß ganz außerordentliche Hin⸗ 
derniſſe die Verzögerung der Züge herbeiführen müfjen. 


© Görlitz, 23. Febr. (ueber die jüngft gemeldete 
Arretirung eines Reiſenden in Kohlfurt!] und deſſen Trans⸗ 


port nach Breslau theile ich Ihnen nachträglich mit, daß der betreffende] Not 
Polizei⸗Commiſſarius heut Vormittag per Telegraph nach Breslau zulh 


Sr. Excellenz dem Herrn Oberpräſidenten v. Schleinitz befohlen if, 
Wie man vermuthet, wird der gemaßregelte Reiſende Beſchwerde Über 
die Art und Weiſe der Behandlung geführt haben, die er in Kohlfurt 
erfahren mußte. — Nebenbei möge hier noch eine kleine charakteriſtiſche 


Vorfall aus Straßburg aus Ihrer Zeitung vorgeleſen. An einem 
Nebentiſche befanden ſich zwei Unteroſſiziere. Als der betreffende Artikel 


unſeren Tiſch mit den Worten heran: „Meine Herren, laſſen 
5 ſtraßburger Krelsrichters in 
daß es ibm ferner recht gut gehen 
der vielbewegten Zeit. 1 


Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

ö proz. begann zu 69, 60, hob 

unbelebt zur Notiz Schluß⸗Courfe: 5 80. 
te 98, 50. Malieniſche öproz. Rente 69, 80. 

Spanier —. err. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 


der Hoffnung anſtoßen, 


511, 25. Credit⸗mohllier⸗Aktien 1166, 25. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 581, 25. 
Oeſterr. Eredlt⸗Aktien —. 5 
Vondon, 23. Februar, Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. Conſols 92%. 
proz. Spanier 46. Mexikaner 32%. Sardinſer 83%, proz. Ruſſen 98. 
proz. Ruſſen 93%, : * 
Wien, 23 Febr. Mitt. 12 U. 30 M. Die Börſe wurde im Laufe des Geſchäfts 
feſter. öprz. Met. 75, 30, 4 prz. Met. 65. 1854er Looſe 93. Bank⸗Attien 
309, Nordbabn 190, 40. Natjonal⸗Anleihe 81, 50. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Aktien⸗Cert. 219, 40 Creditaktien 234, 50. London 116, 60. Hamburg 
87, 25 Paris 46, 15. old —, —. Silber —, Böhmiſche Melt: 
bahn 167, —. Lombardiſche Eiſenbahn 269, —. Neue Laoſe 135, 40. 
1860er Looſe 93, 90. 8 
Frankfurt a. M., 23. Febr. Nm.? Uhr 0 M. Börſe gegen be, 
Anfangs in matterer Haltung, ſchlaß bei belangreichen Umſatzen ſehr feſt. Böhm. 
Weſtbahn 72 7. 0 Anleihe 92%. Schluß⸗Courſe: e ee 
144%. Diener Wechſel 100%. Darmſt. Bankaktien 241. Harmſt. Zettel⸗ 
Bank 258%, Sproz. Metall. 63. 4 proz. Met. 55. 1884er Looſe 79%. 
Deitert, Nätional⸗Anleibe 68 1. Oeſlerr.⸗Franz. Staats⸗Giſenb.⸗Aktien 234, 
Deſterr. Bank⸗Antbeile 821. Oeſtorr. Credit⸗Aktien 221. Neueſte öſterr. 
Anleihe 81. Oeſterreich. Alger“ Dahn 129. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 32%. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129%, 
amburg, 23. Febr. Nm. 2 Uhr M. Die Börſe ſchloß etwas feſter. 
Finn]. Anleihe 90%, Schluß⸗Courſe: National:Anleibe 69% Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 92. Vereinsbank 103. Norddeutſche Bank 1064. 
98%. Nordbahn 64 Disconto —. Wien —, Petersburg —. 
Hamburg, 23 Febr. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſtill, ab aus 
wärts unverändert. Roggen och ruhig, ab Danzig pr. Frühſahr zu 77 
käuflich, ab Königsberg 78. Oel pr. Mal 324.32 % —32, pr. Okt. 30%, 
Kaffee unverändert. 
Liverpool, 23. Februar. [Baumwolle.] 4090 Ballen Umſatz. — 
Preiſe 1 Cent höher als am vergangenen Freitage. . 
London, 23. Februar. Getreidemarkt e Engliſcher 
Weizen langſam einen bis zwei Schillinge niedriger, a mur zu 
niedrigeren Preiſen verkäuflich. Gerſte langſam, geringere Sorten etwas 
niedriger. Bohnen und Erbfen flau. Hafer behauptet. Mehl unver⸗ 
käuflich. — Bewölkter Himmel. 
Amſterdam, 23. Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht“) Weizen 
unverändert. Roggen loco preishaltend, lebhafter, Terminroggen 1 Fl. 
höher. Raps April 91, Oktober 80. Rüb öl Mai 51%, Herbſt 46%, 


Berliner Börse vom 23. Februar 1863. 


—— —— —ͤ— ẽ æ — — 
Fonds- und Geld- Course. By: Er 
Freiw. ‚Staata-Anleihol4‘4 101% ba. Oberschles. B. . 10% 14% b, 
Staats-Anl. v. 1850, 52] 4 9 55. dito 0... 11 5 100% 4 161 bz. 
dito 1884, 55 A. 57 1015 bs. dito Prior A.. . = |.4 83. B. 
dito 13585604 100 bz. dito Prior B. 1 67 ½ G. 
dito 100 4. dito Prior ©... | — 14 = — 
dito 1858) 5 |106% ba. dito Prior B.. — 4/6 ba. 
Staats- Schuld-Sch. . 3 N. dito Prior E. . =- |3 194 B 
Präm.-Anleihe v. 1855137, 1120% B. dito Prior F.. — 20 4 B. 
Borliner Stadt-Obl. . . 4% 02% ba. Oppeln-Tarnow. 6P 52. | 
Hr, Aa Prinz-W. (St.-V.) 1 62 bn. 
2 1 ba. e - . 102 4 % ba. 
2 „ ito Pr. . 
5 100% br dito Prior —•· a I I 
art, dito II. Em... — 4½% 100 B. 
4 3% 97 0. Bhein-Nahebahn | — 4 2 bz | 
2 3 Kührort-Orefeld..| 31131 90 bz- | 
94% 6. Starg.-Posener... 106 ba. 
9 (Ku 99% bu. ringer 6% nam bz | 
2 | Pommersc) 99%, ba Wilhelms Bahn. | — 4 ‚2.62 ba j 
E 498% ha. dito Prior. — | 4 1924, B. 
2} Preussische ...... 991 q. dito III. Em. — [a 7 8. 
3 |Westf. u. Rhein.] 4 99% ba. dito Prior St. | — 4% B | 
8 | Sächsische .......| 4 100% dito alto — 608 
Schlesische 4 190% 5 — 2 x —— 
Louis dor — 2. . — 1 | 
Boldkronen =... Id. I G. Preuss. u. Fe Bank -Actlen, j 
1561 
. Berl. K.Versin.: 604 18,6. 
Ne N 80 Stu. Berl. Hand.-Ges. 5 | 4 102% be. u. 
dito ar Pr.-Anl. .. 4 80 Stw. G. Berl. W. red - 8 
n Brannschw. Bank A 4 4 B 
dito Nat.-Anieihe . 5 [70% bel u. G Er wi 65% 
dito Bankn. n. Whr. - * Geda, ’ 1 16 8 
e vAnlethe ;; 5 = || Darmat. Zetel . 8 4 102 ba u. G 
dito polo, Se Gif! k Dann. ee e e | 
elo 111. mn 4 5 f be der- G Ah, 6 4 30, dr u c. 
Poin. Obl. a 500 Fl. 4 l 6 * Genf. Creditb. A] 24 a, % ba u. G. 
. . 2. Geraer Bank. B 4% etw. ba 
dito à 300 Fl.. 6 8. B. Hamb:Nord.Bankl 5 4 1 8 
dito 4 200 FI. 123% 6. Vor- Mank 5 4 f 
Poln. Banknoten . . . ba. n 5 41004 0 
Kurhess. 40 Thlr.. 56% G. Leipriger 5 3 4 
Baden 35 Fl... . ... . . —82½ ba. lee hre. „ 10 4 WI. bz u. 
= agd, Priv. „ 5 
Ae Act. relief F. 408% deu 0 | 
2 Minerue, Bewk. A. — 5 35½% B. 
Aach, Nusse - 340 % ett a R neee. | 
Asch.-Mastricht. | 3441 4136,62. Preuss. B.-Amkl.| 47,144 146% 0. 
Amst.- Rotterdara| Sys] 4 ccd bl. Bonk. Vor. € % brug 
Beriiununatter | 6%] 4 11434, ba | Thüringer Bank | aa 106. 
„ 9 4122 K Weimar. Bank,, 44 59% Kigkt. ba. u. G. 
Berl, Potach- Med. 11 4184 ½ ba. E 
Berlin-Stettiner „ia! 4 |135 ba. Geurse. 
Breslau-Freibre. | 0% 4 117814 d EudelsaB. T. MA ba. 
Oöln-Mirdener . 18 ½ 55 176.5. - 3½ ba. 
Franz. St-Eiserb,| 6% 8 11341,.a 138b r u. G 7.115214 be. 
Ludw.-Bexbach ‚| 8 | 4 146 bz. 51%, bz. 
Magd.-Halbergt. 12214) A 281% bz % 5 
Magd.-Wittenbrg.] 1½ 4 63% bz 4 bn. 
Mainz. -Ludw. A.] 7 |.4.|125 br. bz 
Mecklenburger. 2%] 4 69% ä6584684, b.. 7 bn. 
Münster-Hammer! A — — — 2 46 0 
Neisse-Brieger . 4 ½ 488 ½ B . . . 
Niederschles 4 69 ba „2 NM. % be. 
N.-Schl, Zweigb. | 1½ 4 |701, B. 2 26 6. 
Nordb. (Fr-W.) 34 65 ½ u % bs. 4 W bu 00 0 da, 
dito Prior 2 Warschau 0 T. % ba. 
Oberschles. A. J 7 180 % à 10 ba. Bremen .... . .. [8 J. IId“ ba. 


s Breslau, 24 Febr. Wind: 
meter Früh 0%. Die f uführen von ſetreide waren heut mitte 
der Geſchäftsperkehr ohne beſondere Regſamkeit. 

ſchwach beachtet; pr. Zöpſd. weißer 70-81 Sgr., 


eſt. Wetter: ee an 
mäßig gut, 


Sgr. — Roggen ruhig; pr. Sapfd. 50—53 Sgr., feinſter bis 54 Sgr. 
— Gerſte ruhiger; pr. "Zupfd, weiße 42—43 Sgr., gelbe 38—41 Sgr. — 
Hafer angeboten; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25—27 Sgr. — Erbſen, Aigen 
und Bohnen ohne Frage. — Oel ſaaten mehr angeboten. — Schlag ⸗ 
17 1 855 ge 910 8 aps kuchen vernachläſſigt; 48 —52 Sgr. pr. Etr. 
— 4 — *. 
Ohr pr. Schff. | Sgr. pr. Schl 
Weißer Weizen a e 3539-40 
Gelber Weizen 65—70—76 Sgr. pr. Sack a 150 Pſp. Brutto. 
D 0—52—54 Schlag⸗Leinſaat . . . 190— 210215 
K 3841-44 Winter⸗Napsss 260—275—285 
e 24—26—28 Winter⸗Rübſen Irene 
„ 43—48--52 Sommer⸗Rübſen ... 220240260 


Klee ubiger, rothe ordinäre 97—11 , Thlr., mittle 12 —14 

got bt Thlr., hochfeine 164519 Wi Ade e 1400 

totiz, weiße orpinäre 89% Thlr., mittle 104—13% Tylr., teine 14 
— Schweöſſcher Klee 18 bis 


/ Ste, 
Ketoffeln pr. Sack a Pl PR. ee Sgr. 
or der e. 
Rohes Rübbl pr. Ctr. loco 14% Ale Fe 15% Thlr., 
15 Al, Br. — Spiritus pr. 100 Quart & 80 % Tralles Toco 13 
Br., Februar 13%, Thlr. Br., Frühjahr 14% Thlr. Br. 


rübiahr 
Thlr. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftand bet o Erd. e, Luft⸗ f Wind⸗ 
ve⸗ richt 
eee e  Mmetten 
Breslau, 23. Febr. 10 U. Ab. 332,80 | +04 58 rübe. 
24. Febr. 6 U. Morg. J 334,10 40 NW. 0. Trübe. 


— —̃ x Ba 
Breslau, 24. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 6 . U.⸗P. 2 5. — 8. 


Verantwortlicher Medalteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


5 3 


